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Kommunale und regionale Demokratie in Finnland 
 
 
 
Empfehlung 311 (2011)1 
 
 
1. Der Kongress der Gemeinden und Regionen des Europarats verweist auf:  
 
a. Artikel 2 Abs. 1b der Statutarischen Entschließung (2011)2 in Bezug auf den Kongress, die besagt, 
dass es ein Ziel des Kongresses sei, „Vorschläge beim Ministerkomitee einzureichen, um die 
kommunale und regionale Demokratie zu fördern”;  
 
b. Artikel 2, Abs. 3 der Statutarischen Entschließung (2011)2 in Bezug auf den Kongress, die besagt: 
„Der Kongress verfasst regelmäßig länderspezifische Berichte über die Situation der kommunalen und 
regionalen Demokratie in allen Mitgliedstaaten und in den Staaten, die den Beitritt zum Europarat 
beantragt haben, und er stellt insbesondere sicher, dass die Grundsätze der Europäischen Charta der 
kommunalen Selbstverwaltung umgesetzt werden”;  
 
c. die Empfehlung 219 (2007) über den Status von Hauptstädten; 
 
d. die Empfehlung 66 (1999) über die regionale Demokratie in Finnland; 
 
e. die Entschließung 299 (2010) des Kongresses, die besagt, dass der Kongress den 
Referenzrahmen des Europarats für die regionale Demokratie [MCL-16(2009)11] für seine Monitoring-
Tätigkeit benutzen wird, sowie die Antwort des Ministerkomitees auf die Empfehlung 282 (2010) 
[CM/Cong(2011)Rec282 Endfassung], die die Regierungen der Mitgliedstaaten dazu aufruft, den oben 
genannten Referenzrahmen in Bezug auf ihre Politik und Reformen zu berücksichtigen; 
 
f. den Begründungstext über die kommunale und regionale Demokratie in Finnland, der von Pia Bosch 
I Codola (Spanien, R, SOZ) und Jean-Louis Testud (Frankreich, L, EVP/CD), Berichterstatter, nach 
dem offiziellen Besuch des Landes vom 30. November bis zum 2. Dezember 2010 verfasst wurde. 
 
2. Der Kongress weist darauf hin, dass: 
 
a. Finnland die Europäische Charta der kommunalen Selbstverwaltung am 14. Juni 1990 
unterzeichnet und am 3. Juni 1991 ohne Vorbehalte und Erklärungen zur Einschränkung seines 
Anwendungsbereichs ratifiziert hat. Die Charta trat in Finnland am 1. Oktober 1991 in Kraft; 
 
b. Finnland zu den ersten Mitgliedern des Europarats zählte, die am 16. November 2009 das 
Zusatzprotokoll zur Charta über das Recht zur Beteiligung an den kommunalen Angelegenheiten 
unterzeichnet haben; 
 

                                                      
 
1 Diskussion und Annahme durch den Kongress am 18. Oktober 2011, 1. Sitzung (siehe Dokument CG(21)13, 

Begründungstext), Berichterstatter: J.L. Testud, Frankreich  (L, EVP/CD).  
 

https://wcd.coe.int/ViewDoc.jsp?Ref=CG(21)13&Language=lanGerman&Ver=original&Site=Congress&BackColorInternet=C3C3C3&BackColorIntranet=CACC9A&BackColorLogged=EFEA9C
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c. Eine Delegation2 des Institutionellen Ausschusses des Kongresses3 führte vom 30. November bis 
zum 2. Dezember 2010 einen Monitoring-Besuch in Finnland durch. Sie besuchte Helsinki, 
Mariehamn (Åland Inseln) und Kouvola. 
 
3. Der Kongress dankt der Ständigen Vertretung Finnlands beim Europarat, den finnischen Stellen auf 
zentraler, regionaler und kommunaler Ebene, den Stellen der Provinz Åland, dem Verband der 
finnischen Gemeinden und Regionen und allen anderen Parteien, die die Delegation getroffen und 
von denen sie Informationen erhalten hat. 
 
4. Der Kongress stellt mit Zufriedenheit fest, dass: 
 
a. die kommunale Demokratie in Finnland ein echter Eckpfeiler des demokratischen Lebens dieses 
Staates ist, was sich in der politischen Praxis widerspiegelt und die Anerkennung aller nationalen 
Institutionen und einen wirksamen Schutz durch die zuständigen Gerichte genießt; 
 
b. es eine beispielhafte Kultur der Konsultation und Einbeziehung der Gemeinden seitens der 
Zentralregierung in Finnland gibt; 
 
c. die Zusammenarbeit und Koordinierung zwischen den Gemeinden und Regionen durch einen 
mächtigen und einflussreichen Verband gewährleistet werden, dem Verband der finnischen 
Gemeinden und Regionen (AFLRA), der eng in die Gespräche mit der Regierung zu allen Themen, 
die die Gemeinden und Regionen betreffen, einbezogen wird; 
 
d. Finnland seit dem 18. Jahrhundert über eine Ombudsperson, deren Aufgaben die Überprüfung der 
Rechtmäßigkeit von Maßnahmen der Kommunalverwaltung und deren Befugnisse einschließt, und 
deren Arbeit die kommunalen Dienste effizienter machen; 
 
e. alle finnischen Bürger das Recht haben, gegen Entscheidungen der Kommunalverwaltungen 
Einspruch zu erheben, eine Praxis, die in ganz Europa Einzug finden sollte; 
 
f. alle finnischen Bürger das gesetzlich verankerte Recht haben, Grundleistungen, u.a. Bildung, in 
ihrer Muttersprache (Finnisch oder Schwedisch) zu beziehen; 
 
g. Finnland das Zusatzprotokoll zur Europäischen Charta der kommunalen Selbstverwaltung über das 
Recht zur Beteiligung an den Angelegenheiten der kommunalen Verwaltung am 16. November 2009 
unterzeichnet hat;  
 
h. aus historischen Gründen und aufgrund ihrer spezifischen Lage die Åland-Inseln einen 
Sonderstatus haben, der den Prinzipien entspricht, die im Referenzrahmen des Europarats für die 
regionale Demokratie festgelegt sind. 
 
5. Der Kongress stellt fest, dass die folgenden Punkte besondere Aufmerksamkeit verdienen: 
 
a. einige Gemeinden haben Haushaltsdefizite und sind hoch verschuldet. Ihre Zahl wird 
wahrscheinlich zunehmen, weil steigende Ausgaben für die Bereiche Gesundheit, Bildung und 
Sozialleistungen zu erwarten sind; 
 
b. die Zentralregierung hat kürzlich eine Neuorganisation der dekonzentrierten öffentlichen Dienste in 
allen Regionen begonnen, was zu einer Zuständigkeitsübertragung von den Gemeinden auf die 
Zentralregierung führen könnte; 
 

                                                      
 
2 Durch Entscheidung des Institutionellen Ausschusses des Kongresses wurden Pia Bosch I Codola (Spanien, R, SOZ) und 

Jean-Louis Testud (Frankreich, L, EVP) zu Berichterstattern für die kommunale bzw. regionale Demokratie in Finnland ernannt. 
Sie wurden von Bernd Semmelroggen unterstützt, Berater und Mitglied der Gruppe unabhängiger Sachverständiger für die 
Europäische Charta der kommunalen Selbstverwaltung. Da Frau Pia Bosch I Codolas Amtszeit als Kongressmitglied im Juni 
2011 endete, wird der vorläufige Empfehlungsentwurf von Herrn Jean-Louis Testud, Berichterstatter für kommunale 
Demokratie, vorgelegt. 
3 Nach der Reform des Kongresses wurden die Monitoring-Aktivitäten dieses Ausschusses vom Monitoring-Ausschuss 

übernommen, der am 1. Dezember 2010 eingerichtet wurde. 
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c. das Amt der Ombudsperson, deren Wirksamkeit erwiesen ist, leidet nichtsdestotrotz an fehlenden 
Finanzmitteln, die ihre Arbeit auf kommunaler Ebene verstärken würden, insbesondere bei der 
Durchführung von Studien und Untersuchungen auf Eigeninitiative. 
 
6. Der Kongress empfiehlt dem Ministerkomitee, die finnischen Stellen aufzufordern: 
 
a. Schritte zur Behebung der kommunalen Mängel zu ergreifen, um eine übermäßige Verschuldung 
bestimmter Gemeinden gemäß dem Prinzip des gesetzlich verankerten ausgeglichenen Haushalts zu 
verhindern; 
 
b. zusammen mit dem Verband der finnischen Gemeinden und Regionen die Folgen der 
Rationalisierung der regionalen Verwaltungsstrukturen für die kommunale Selbstverwaltung zu 
bewerten; 
 

c. die Rolle der Ombudsperson auf kommunaler Ebene durch höhere Finanzmittel zu stärken, um 

dieses Amt zu optimieren; 
 
d. einen einheitlichen Standard der Grundleistungen im ganzen Land sicherzustellen, wenn 
erforderlich, durch zusätzliche Transferleistungen seitens der Zentralregierung an die verschuldeten 
Kommunen; 
 
e. in nächster Zukunft das Zusatzprotokoll zur Europäischen Charta der kommunalen 
Selbstverwaltung über das Recht zur Beteiligung an den kommunalen Angelegenheiten 
(CETS Nr. 207) sowie die Zusatzprotokolle zum Europäischen Rahmenübereinkommen über die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften (ETS Nr. 159, ETS Nr. 169 
und CETS Nr. 206) zu ratifizieren. 
 


